
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 26. Juni 2024

726. Dringliche Anfrage (Einmischung des Regierungsrates  
in kommunale Abstimmungskämpfe)

Die Kantonsräte Dieter Kläy, Thomas Anwander und René Isler, Win-
terthur, haben am 27. Mai 2024 folgende Anfrage eingereicht:

Die Stimmberechtigten der Stadt Winterthur befinden am 9. Juni 2024 
über die Stadtklima-Initiativen (Gute Luft-Initiative, Zukunftsinitiative 
und zwei Gegenvorschläge zu den beiden Initiativen). Der Winterthurer 
Stadtrat empfiehlt, die beiden Initiativen und die Gegenvorschläge abzu-
lehnen und hat im Rahmen einer Medienorientierung die Auswirkungen 
einer Annahme für das städtische Verkehrssystem und für die Stadtfi-
nanzen thematisiert. Offensichtlich brauchen die Befürworterinnen und 
Befürworter der beiden Initiativen und der Gegenvorschläge nun pro-
minente Aushängeschilder, weshalb sie eine Regierungsrätin und einen 
Regierungsrat bemühen, in einem stadtweit verteilten Flyer Position zu 
beziehen, weshalb die beiden Initiativen und die Gegenvorschläge gegen 
den Willen des rot-grünen Winterthurer Stadtrates angenommen werden 
sollen. Voraussichtlich am 22. September 2024 stimmen die Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürger der Stadt Zürich zu analogen Volksinitiativen 
ab, weshalb die Dringlichkeit dieser Anfrage gegeben ist. 

Eine derartige politische Einflussnahme durch den Regierungsrat oder 
einzelne Mitglieder gegen den Beschluss und die Interessen der zustän-
digen Gemeindeexekutive ist neu. 

Wir ersuchen den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fra-
gen:
1. Was ist bisher die gängige Praxis des Regierungsrates bezüglich Ein-

flussnahme einzelner Regierungsräte bzw. Regierungsrätinnen oder 
des Gesamtgremiums im Rahmen kommunaler Wahlen und Abstim-
mungen? Gibt es eine Richtlinie?

2. Ist die politische Einflussnahme in Bezug auf die Stadtklima-Initiati-
ven im Regierungsrat vorgängig diskutiert worden oder handelt es sich 
um Einzelaktionen der betroffenen Regierungsmitglieder?

3. Engagieren sich die besagten Regierungsratsmitglieder auch finan-
ziell? Falls ja, in welcher Grössenordnung?

4. In vergleichbaren Fällen wichtiger kommunaler Abstimmungen (z. B. 
Mindestlohn-Initiativen in Winterthur und Zürich vom 18. Juni 2023 
oder Tempo-30-Abstimmungen) haben sich die zuständigen kantona-
len Regierungsmitglieder strikt mit Einflussnahme zurückgehalten. 
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Läutet das Verhalten zu den vier kommunalen Winterthurer Vorlagen 
vom 9. Juni 2024 nun eine Praxisänderung ein, zumal die Stimmbe-
rechtigten der Stadt Zürich voraussichtlich am 22. September 2024 über 
gleichlautende Initiativen, die der Zürcher Stadtrat ebenfalls ablehnt, 
abstimmen werden?

5. Besondere Brisanz erhält die politische Einflussnahme, weil ein Re-
gierungsratsmitglied die Gemeindeaufsicht verantwortet, das zweite 
Mitglied umweltpolitisch bei der Umsetzung der Initiative involviert 
sein könnte. Die öffentliche Einmischung kann zu einem Vertrauens-
verlust in den Gemeinden und der Bevölkerung führen. Wie beurteilt 
der Regierungsrat dieses Risiko? Wie stellt der Regierungsrat die Neu-
tralität und Unvoreingenommenheit bei einer Annahme der beiden 
Initiativen bzw. der Gegenvorschläge sicher? Begründet das politische 
Engagement einen Ausstand? 

6. Ist der Regierungsrat der Ansicht, dass es betreffend seiner Stellung-
nahmen zu kommunalen Vorlagen und Wahlen klar definierte Richt-
linien braucht?

Auf Antrag der Staatskanzlei

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die dringliche Anfrage Dieter Kläy, Thomas Anwander und René 
Isler, Winterthur, wird wie folgt beantwortet:

Am 9. Juni 2024 fand in Winterthur die Volksabstimmung zu den städ-
tischen Volksinitiativen «Gute-Luft-Initiative» und «Zukunftsinitiative» 
sowie zwei Gegenvorschlägen statt. Neben verschiedenen anderen Per-
sonen haben sich im Vorfeld auch die beiden in der Stadt Winterthur 
stimmberechtigten Mitglieder des Regierungsrates, Jacqueline Fehr und 
Martin Neukom, öffentlich für eine Annahme der Volksinitiativen und 
der Gegenvorschläge ausgesprochen. 

Zu Fragen 1 und 4:
Zur Meinungsäusserung zu aktuellen politischen Fragen auf kommu-

naler Ebene verfügt der Regierungsrat über keine Richtlinien. Praxisge-
mäss sind die Mitglieder des Regierungsrates dabei jedoch zurückhal-
tend. 

Zu Frage 2:
Die beiden genannten Mitglieder des Regierungsrates haben ihre Emp-

fehlung zugunsten der städtischen Volksinitiativen von sich aus abgege-
ben, eine Ermächtigung durch den Regierungsrat gab es nicht und wäre 
auch nicht erforderlich gewesen. 
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Zu Frage 3:
Ein allfälliger finanzieller Aufwand für das Engagement ist Privat-

sache, zu der sich der Regierungsrat nicht äussert. 
Zu Frage 5:
In einem konkreten Fall, sei dieser individuell-konkret oder generell-

abstrakt, würde sich die Frage des Ausstands nach der einschlägigen Ge-
setzgebung richten. 

Zu Frage 6:
Nein.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Kantonsrates und des Regierungs-
rates sowie an die Staatskanzlei. 

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin: 
Kathrin Arioli


